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Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 
 

Zulassungsnummer:  Z-40.23-201 

Antragsteller: AGRU Kunststofftechnik GmbH 
Ing.-Pesendorfer-Straße 31  
4540 Bad Hall  
ÖSTERREICH  

Zulassungsgegenstand: Formstücke aus Polyvinyliden (PVDF) 

Geltungsdauer bis: 31. Dezember 2009 

Der oben genannte Zulassungsgegenstand wird hiermit allgemein bauaufsichtlich zugelassen.  * 

Diese allgemeine bauaufsichtliche Zulassung umfasst sieben Seiten und vier Anlagen   
mit 30 Seiten. 

                                            
* Diese allgemeine bauaufsichtliche Zulassung ersetzt die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung vom  

20. Dezember 2001 mit Nr. Z-40.23-201. 
 Der Gegenstand ist erstmals am 17. April 2000 allgemein bauaufsichtlich zugelassen worden. 
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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

1 Mit der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung ist die Verwendbarkeit bzw. 
Anwendbarkeit des Zulassungsgegenstandes im Sinne der Landesbauordnungen 
nachgewiesen. 

2 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung ersetzt nicht die für die Durchführung von 
Bauvorhaben gesetzlich vorgeschriebenen Genehmigungen, Zustimmungen und 
Bescheinigungen. 

3 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter, 
insbesondere privater Schutzrechte, erteilt. 

4 Hersteller und Vertreiber des Zulassungsgegenstandes haben, unbeschadet weiter 
gehender Regelungen in den "Besonderen Bestimmungen", dem Verwender bzw. 
Anwender des Zulassungsgegenstandes Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassung zur Verfügung zu stellen und darauf hinzuweisen, dass die allgemeine 
bauaufsichtliche Zulassung an der Verwendungsstelle vorliegen muss. Auf Anforderung 
sind den beteiligten Behörden Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zur 
Verfügung zu stellen. 

5 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung darf nur vollständig vervielfältigt werden. Eine 
auszugsweise Veröffentlichung bedarf der Zustimmung des Deutschen Instituts für 
Bautechnik. Texte und Zeichnungen von Werbeschriften dürfen der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung nicht widersprechen. Übersetzungen der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung müssen den Hinweis "Vom Deutschen Institut für Bautechnik 
nicht geprüfte Übersetzung der deutschen Originalfassung" enthalten. 

6 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich erteilt. Die Bestimmungen der 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung können nachträglich ergänzt und geändert 
werden, insbesondere, wenn neue technische Erkenntnisse dies erfordern. 
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II. BESONDERE BESTIMMUNGEN 

1 Zulassungsgegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Gegenstand dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung sind im Spritzgussver-
fahren hergestellte Formstücke gemäß Anlage 1, die aus Polyvinylidenfluorid (PVDF) 
gefertigt werden. 
(2) Die Formstücke dürfen als Teile von oberirdischen Druckrohrleitungen und drucklosen 
Rohrleitungen in Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender 
Flüssigkeiten verwendet werden 
(3) Flüssigkeiten nach Medienliste 40-1.3 Stand: Januar 2004 1 erfordern keinen geson-
derten Nachweis der Dichtheit und Beständigkeit des Rohrwerkstoffes. 
(4) Falls die Formstücke in Rohrleitungen in einem durch Erdbeben gefährdeten Gebiet 
verwendet werden sollen, sind für die Rohrleitungen die diesbezüglichen örtlichen Vor-
schriften zusätzlich zu den Bestimmungen dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sung einzuhalten. 
(5) Die Formstücke fallen nicht unter den Anwendungsbereich dieser allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung, wenn sie in Rohrleitungen eingebaut werden, die nach den Vor-
schriften der Richtlinie 97/23/EG (Druckgeräterichtlinie) 2 die CE-Kennzeichnung tragen. 
(6) Die Formstücke in Rohrleitungen sind vor UV-Strahlung zu schützen (Einbau in 
Räumen von Gebäuden oder unter Dach). 
(7) Durch diese allgemeine bauaufsichtliche Zulassung entfallen für den Zulassungs-
gegenstand die wasserrechtliche Eignungsfeststellung und die Bauartzulassung nach 
§ 19 h des WHG 3. 

2 Bestimmungen für die Bauprodukte 

2.1 Eigenschaften und Zusammensetzung 
2.1.1 Werkstoffe 

(1) Es dürfen nur die durch Handelsname und Hersteller genauer bezeichneten Form-
massen, die in einer beim DIBt hinterlegten Werkstoffliste aufgeführt sind, verwendet wer-
den. 
(2) Die Verwendung von Regeneraten ist nicht zulässig. Die Verwendung von aus glei-
chen Produktionsbetrieben stammenden Rücklaufmaterial des gleichen Formmassetyps 
ist zulässig, wenn die Werkstoffkennwerte nicht mehr als 20 % von denen des Ausgangs-
materials abweichen. 

2.1.2 Konstruktionsdetails 
 Die Konstruktionsdetails, Abmessungen und die Zuordnung zum Durchmesser-Wand-

dicken-Verhältnis (SDR) sowie zum Nenndruck (PN) müssen den Anlagen 1.1 bis 1.23 
entsprechen. 
Die Formstücke sind für Heizelementstumpf- oder Heizelementmuffenschweißung ausge-
legt. 

2.1.3 Klassifizierung 
Die Formstücke entsprechen den Durchmesser-Wanddicken-Verhältnissen SDR 33 
(PN 10), SDR 21 (PN 16) und SDR 17 (PN 20). 

                                            
1  erhältlich beim DIBt 
2  in Deutschland umgesetzt durch das Gesetz über technische Arbeitsmittel und Verbraucherprodukte (Geräte- 

und Produktsicherheitsgesetz- GPSG) vom 6. Januar 2004 
3  WHG, 19. August 2002; Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) 
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2.1.4 Standsicherheit 
Formstücke, die dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung entsprechen und in 
Rohrleitungen eingebaut werden, sind standsicher, wenn die zulässigen Betriebsdrücke 
nach Anlage 4, Abschnitt 2, eingehalten und sie unter Beachtung der DVS-Richtlinie 
2210 Teil 1 4 eingebaut werden. 

2.1.5 Brandverhalten 
Der Werkstoff Polyvinylidenfluorid (PVDF) ist in der zur Anwendung kommenden Wand-
dicke normal entflammbar (Baustoffklasse B2 nach DIN 4102-15). Zur Widerstandsfähig-
keit gegen Flammeneinwirkungen siehe Abschnitt 3 (1). 

2.2 Herstellung, Verpackung, Transport, Lagerung und Kennzeichnung 
2.2.1 Herstellung 

(1) Die Herstellung muss nach der beim DIBt hinterlegten Herstellungsbeschreibung erfol-
gen. 
(2) Die Formstücke dürfen nur im Werk : 

AGRU Kunststofftechnik GmbH 
Werk 1 
Grünburger Straße 41 
4540 Bad Hall/ Österreich 

hergestellt werden. 
2.2.2 Verpackung, Transport, Lagerung 

Verpackung, Transport und Lagerung müssen gemäß Anlage 2, Abschnitt 2, erfolgen. 
2.2.3 Kennzeichnung 

Die Formstücke müssen vom Hersteller mit dem Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) 
nach den Übereinstimmungszeichen-Verordnungen der Länder gekennzeichnet werden. 
Die Kennzeichnung darf nur erfolgen, wenn die Voraussetzungen nach Abschnitt 2.3 
erfüllt sind. 
Außerdem hat der Hersteller die Rohre gut sichtbar und dauerhaft mit folgenden Angaben 
zu kennzeichnen: 
- Hersteller oder Herstellerzeichen,  
- Herstellungsdatum, 
- Werkstoff (PVDF), 
- Rohrserie (SDR), 
- Nenndurchmesser. 

2.3 Übereinstimmungsnachweis 
2.3.1 Allgemeines 

(1) Die Bestätigung der Übereinstimmung der Formstücke mit den Bestimmungen dieser 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung muss von jedem Herstellwerk mit einem Über-
einstimmungszertifikat auf der Grundlage einer werkseigenen Produktionskontrolle und 
einer regelmäßigen Fremdüberwachung einschließlich einer Erstprüfung der Rohre nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen erfolgen. 
(2) Für die Erteilung des Übereinstimmungszertifikats und für die Fremdüberwachung ein-
schließlich der dabei durchzuführenden Produktprüfungen hat der Hersteller der Form-
stücke eine hierfür anerkannte Zertifizierungsstelle sowie eine hierfür anerkannte Über-
wachungsstelle einzuschalten. 

                                            
4  DVS 2210-1, Ausgabe: 1997-04; "Industrierohrleitungen aus thermoplastischen Kunststoffen - Projektierung 

und Ausführung - Oberirdischen Rohrsysteme" 
5  DIN 4102-1, Mai 1998, Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen 
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(3) Dem Deutschen Institut für Bautechnik ist von der Zertifizierungsstelle eine Kopie des 
von ihr erteilten Übereinstimmungszertifikats zur Kenntnis zu geben. 
Dem Deutschen Institut für Bautechnik ist zusätzlich eine Kopie des Erstprüfberichts zur 
Kenntnis zu geben. 
(4) Die Bestätigung der Übereinstimmung der Formstücke in zusammengefügten Rohr-
leitungen mit den Bestimmungen dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung muss 
vom beauftragten Betrieb mit einer Übereinstimmungserklärung, auf der Grundlage der 
Bestimmungen für die Ausführung nach Abschnitt 4, erfolgen. 

2.3.2 Werkseigene Produktionskontrolle 
(1) Im Herstellwerk ist eine werkseigene Produktionskontrolle einzurichten und durchzu-
führen. Unter werkseigener Produktionskontrolle wird die vom Hersteller vorzunehmende 
kontinuierliche Überwachung der Produktion verstanden, mit der dieser sicherstellt, dass 
die von ihm hergestellten Bauprodukte den Bestimmungen dieser allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung entsprechen. 
(2) Die werkseigene Produktionskontrolle soll mindestens die in Anlage 3, Abschnitt 1, 
aufgeführten Maßnahmen einschließen. 
(3) Die Ergebnisse der werkseigenen Produktionskontrolle sind aufzuzeichnen und aus-
zuwerten. Die Aufzeichnungen müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 
- Bezeichnung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmaterials und der Bestandteile, 
- Art der Kontrolle oder Prüfung, 
- Datum der Herstellung und der Prüfung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmateri-

als, 
- Ergebnis der Kontrollen und Prüfungen und Vergleich mit den Anforderungen, 
- Unterschrift des für die werkseigene Produktionskontrolle Verantwortlichen. 
(4) Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der für die 
Fremdüberwachung eingeschalteten Überwachungsstelle vorzulegen. Sie sind dem Deut-
schen Institut für Bautechnik und der obersten Bauaufsichtsbehörde des Landes Berlin 
auf Verlangen vorzulegen. 
(5) Bei ungenügendem Prüfergebnis sind vom Hersteller unverzüglich die erforderlichen 
Maßnahmen zur Abstellung des Mangels zu treffen. Formstücke, die den Anforderungen 
nicht entsprechen, sind so zu handhaben, dass Verwechslungen mit übereinstimmenden 
ausgeschlossen werden. Nach Abstellung des Mangels ist - soweit technisch möglich und 
zum Nachweis der Mängelbeseitigung erforderlich - die betreffende Prüfung unverzüglich 
zu wiederholen. 

2.3.3 Fremdüberwachung 
(1) In jedem Herstellwerk ist die werkseigene Produktionskontrolle durch eine Fremd-
überwachung entsprechend Anlage 3, Abschnitt 2 (2) regelmäßig zu überprüfen, mindes-
tens jedoch zweimal jährlich. 
(2) Im Rahmen der Fremdüberwachung ist eine Erstprüfung der Formstücke entspre-
chend Anlage 3, Abschnitt 2 (1), durchzuführen. Darüber hinaus können auch Proben für 
Stichprobenprüfungen entnommen werden. Die Probenahme und Prüfungen obliegen 
jeweils der anerkannten Überwachungsstelle. 
(3) Die Ergebnisse der Zertifizierung und Fremdüberwachung sind mindestens fünf Jahre 
aufzubewahren. Sie sind von der Zertifizierungsstelle bzw. der Überwachungsstelle dem 
Deutschen Institut für Bautechnik und der obersten Bauaufsichtsbehörde des Landes 
Berlin auf Verlangen vorzulegen. 

3 Bestimmungen für Entwurf und Bemessung 

(1) Da die Formstücke nach dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nicht dafür 
ausgelegt sind, einer Brandeinwirkung von 30 Minuten Dauer zu widerstehen ohne un-
dicht zu werden, sind bei Entwurf und Bemessung der Anlage geeignete Maßnahmen vor-
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zusehen, um eine Brandübertragung aus der Nachbarschaft oder eine Entstehung von 
Bränden in der Anlage selbst zu verhindern. Hierzu zählen: 
- ein geeignetes Löschkonzept (Brandmeldeeinrichtung in Verbindung mit Werkfeuer-

wehr, automatische Löschanlage), 
- Verringerung der Brandlast in der Anlage, 
- ausreichend große Abstände zu Anlagen mit brennbaren Flüssigkeiten und zu Gebäu-

den und Betriebsteilen mit hohen Brandlasten (als Anhalt: > 10 m), 
- brandschutztechnische Bemessung der Gebäude oder der Umschließungsbauteile der 

Anlage nach DIN  18 230-1 6. 
Die Maßnahmen sind im Einvernehmen mit der Bauaufsichtsbehörde und der Feuerwehr 
festzulegen. 
(2) Die Bedingungen für die Verlegung der Formstücke in Rohrleitungen sind den wasser- 
und baurechtlichen Vorschriften zu entnehmen. 
(3) Es sind außerdem die Anforderungen gemäß Anlage 4 einzuhalten. 
(4) Die Rohrleitungen sind gegen Beschädigung durch anfahrende Fahrzeuge zu schüt-
zen. 

4 Bestimmungen für die Ausführung 

(1) Bei der Verlegung der Formstücke innerhalb von Rohrleitungen sind die Festlegungen 
der Anlage 4 einzuhalten. 
(2) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit der Verlegung der Rohrleitung nur 
solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von 
§ 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landesrechtlichen Vorschriften 
von der Fachbetriebspflicht ausgenommen. 
(3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu treffen. 

5 Bestimmungen für Nutzung, Unterhalt, Wartung, Prüfung 

5.1 Nutzung 
5.1.1 Lagerflüssigkeiten 
 (1) Die Formstücke in Rohrleitungen dürfen zum Durchfluss von Flüssigkeiten gemäß 

Medienliste 40-1.3 des DIBt vom Januar 2004 verwendet werden. 
 (2) Formstücke in Rohrleitungen innerhalb von Auffangräumen dürfen auch für andere 

Flüssigkeiten als nach der unter Absatz (1) genannten Medienliste verwendet werden, 
wenn im Einzelfall, durch Gutachten eines vom DIBt vorgeschriebenen Sachverständi-
gen 7, nachgewiesen wird (z.B. nach Abschnitt 3.3.3 Zeitstandversuche nach BPG 8), 
dass die beim statischen Nachweis zu berücksichtigenden Abminderungsfaktoren A2B 
und A2I nicht größer als 1,4 sind. Vom Nachweis durch Gutachten sind ausgeschlossen: 

- Flüssigkeiten mit Flammpunkten ≤ 100 °C 
- Explosive Flüssigkeiten (Klasse 1 nach GGVS9/GGVE10) 
- Selbstentzündliche Flüssigkeiten (Klasse 4.2 nach GGVS/GGVE) 

                                            
6  DIN 18 230-1, Ausgabe 1998-05; Baulicher Brandschutz im Industriebau – Teil 1: Rechnerisch erforderliche 

Feuerwiderstandsdauer 
7  Informationen sind beim DIBt erhältlich 
8  BPG, Dezember 1984; Bau- und Prüfgrundsätze für oberirdische Behälter und Behälterteile aus Thermoplas-

ten des DIBt 
9  GGVS: Gefahrgutverordnung Straße 
10  GGVE: Gefahrgutverordnung Eisenbahn 
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- Flüssigkeiten, die in Berührung mit (Klasse 4.3 nach GGVS/GGVE)  
Wasser entzündliche Gase bilden 

- Organische Peroxide (Klasse 5.2 nach GGVS/GGVE) 
- Ansteckungsgefährliche und (Klasse 6.2 nach GGVS/GGVE)  

ekelerregende Flüssigkeiten 
- Radioaktive Flüssigkeiten (Klasse 7 nach GGVS/GGVE) 
- Blausäure und Blausäurelösungen,  

Metallcarbonyle, Brom. 
5.1.2 Unterlagen 

Dem Betreiber der Anlage sind vom Hersteller der Formstücke folgende Unterlagen aus-
zuhändigen: 
- Abdruck dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung oder ihres genehmigten 

Auszuges, 
- Abdruck des ggf. benötigten Gutachtens nach Abschnitt 5.1.1 (2). 

5.1.3 Betrieb 
(1) Vor dem Betrieb der Formstücke innerhalb einer Rohrleitung ist zu überprüfen, ob das 
zu transportierende Medium dem zulässigen Medium entspricht. 
(2) Die Betriebstemperatur der Flüssigkeiten darf die Betriebstemperatur, für die der 
Nachweis geführt wurde, nicht überschreiten. Hierbei dürfen kurzzeitige Temperaturüber-
schreitungen um 10 K über die Betriebstemperatur außer Betracht bleiben. 

5.2 Unterhalt, Wartung 
(1) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Instandhalten und Instand-
setzen der in Rohrleitungen enthaltenen Formstücke nur solche Betriebe zu beauftragen, 
die für diese Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von § 19 l WHG sind, es sei denn, die 
Tätigkeiten sind nach landesrechtlichen Vorschriften von der Fachbetriebspflicht ausge-
nommen. 
(2) Beim Instandhalten/Instandsetzen sind nur Formstücke nach dieser allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassung zu verwenden und Fügeverfahren nach Anlage 4, Abschnitt 3, 
anzuwenden. 
(3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu klären. 
(4) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Reinigen der Rohrleitung nur 
solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von 
§ 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landesrechtlichen Vorschriften 
von der Fachbetriebspflicht ausgenommen. 

5.3 Prüfungen 
(1) Der Betreiber hat mindestens einmal wöchentlich die Formstücke als Teile einer 
Rohrleitung durch Inaugenscheinnahme auf Dichtheit zu überprüfen. Sobald Undichthei-
ten entdeckt werden, sind diese zu beseitigen. Falls erforderlich, ist die Rohrleitung außer 
Betrieb zu nehmen. 
(2) Prüfungen nach anderen Rechtsbereichen bleiben unberührt. 

 
 
Strasdas Beglaubigt 

 


